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Urteil 
OLG Celle,§ 1579 r. 7 BGB 
Kein Unterhaltsausschluß 
bei lesbischer Lebensgemeinschaft 

Das Zusammenleben von zwei Frauen m einer 
g/,eichgeschlechtlichen Gemeinschaft rechtfertigt keinen 
Unterhaltsausschlußnach § 1579 Nr. 7 BGB. 

Urteil des OLG Celle vom 12.5.1993 - 21 UF 235/92 - n.rk. 

Aus den Gründen: 
Die Berufung hac keinen Erfolg. 
Der Beklagce dringt mic seinem Einwand, der 

Unterhaie der Klägerin sei nach§ 1579 r. 7 BGB 
wegen ihres Zusammenlebens mir der Zeugin in 
einer gleichgeschlechtlichen eheähnlichen Lebensge­
meinschaft ausgeschlossen, nicht durch. 

Zwar spricht viel dafür, daß die Klägerin mir der 
Zeugin seit 1986 in einer gleichgeschlechtlichen Ge­
meinschaft lebe; das Vorbringen über eine lesbische 
Lebensgemeinschaft der Klägerin mir der Zeugin ist 
unerheblich. Unabhängig davon, ob zwischen der 
Klägerin und der Zeugin eine gleichgeschlechtliche 
Lebensgemeinschaft oder lediglich eine Wohnge­
meinschaft bestehe, scheidet ein Härtegrund im Sin­
ne von § 1579 r. 7 BGB aus. 

Das Zusammenleben von zwei Frauen in einer 
gleichgeschlechdichen Gemeinschaft rechcfercigc 
keinen Uncerhalcsausschluß nach§ 1579 r. 7 BGB. 
Die Kriterien, die vom Bundesgerichcshof (NJW 
1989, 1084) für den Uncerhalcsausschluß bei einer 
eheähnlichen Gemeinschaft zwischen Mann und 
Frau angeführc werden, treffen auf eine Gemein­
schaft zwischen zwei Frauen nichc zu. 

Der Klägerin kann nicht entgegengehalcen wer­
den, zwischen ihr und der Zeugin bestehe eine Un­
cerhalcsgemeinschaft. Bei einem Zusammenleben 
von zwei Parmern in einer festen sozialen Verbin­
dung kann die Uncerhalcsbelascung des Ehemanns 
unzumucbar sein, wenn kein verscändlicher Grund 
dafür ersichtlich isc, daß die Parmer nicht zu einer 
„ehegleichen ökonomischen Solidarität" - also zu 
einer Uncerhalcsgemeinschaft- gelangen, michin ge­
meinsam wirtschaften, wobei der den Haushaie füh­
rende Parmer wie in einer Ehe von dem anderen 
uncerhalren wird (BGH JW 1983, 1548, 1551; 
1989, 1083, 1086). Anders als der Lebensgefährte 
übernimmc die Lebensgefährtin nicht die Rolle des 
Ehemanns und sorgt für die Ehefrau. lm übrigen 
kann der Uncerhalrspflichrige den Berechtigten auf 
eine derartige Uncerhalrsgemeinschaft nur verweisen, 
soweit dieser in der neuen Gemeinschaft wirtschaft­
lich sein Auskommen finden kann. Auch daran schei­
ten es im vorliegenden Fall; denn die Klägerin findet 
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bei der wirtschaftlich jedenfalls nicht besser gestellten 
Zeugin nicht ihr Auskommen. 

Zwischen der Klägerin und der Zeugin ist auch 
keine Eheschließung möglich, so daß auch keine 
Umgehung des § 1586 BGB, wonach der Umer­
halcsanspruch bei Wiederheirat erlischt, in Becracht 
kommt. Zwischen Frauen isc keine Eheschließung 
zulässig (BayObLG und OLG Köln StAZ 1993, 
147). Umer Ehe isc nach Rechcsprechung des Bun­
desverfassungsgerichts die Vereinigung eines Mannes 
und einer Frau zu einer grundsätzlich unauflösbaren 
Lebensgemeinschaft zu verstehen (BVerfGE 10, 59, 
66 = JW 1959, 1489; 53,224,245 = JW 1980, 
689 = FamRZ 1980, 319; 62, 323, 330 = FamRZ 
1983, 251). Die Verschiedengeschlechdichkeir der 
Partner gehöre nach wie vor zum harren „Kern" des 
Ehebegriffs (Coesrer StAZ 1988, 122, 124). Daran 
hac auch das Bundesverfassungsgerichc in seinem 
Urceil vom 17. ovember 1992 (FamRZ 1993, 164, 
168) ausdrücklich festgehalten. 

Anders als mit einem Lebensgefährcen kann das 
Zusammenleben der umerhalr berechrigren Ehefrau 
mir einer Leben gefahrrin nicht dazu führen, daß sich 
die Beziehungen in einem solchen Maße verfestigen, 
daß damit gleichsam ein nichteheliches Zu ammen­
leben an die Stelle einer Ehe getreten ist (BGH 
a.a.O.). Die Voraussetzungen für die Annahme des 
Härregrundes nach§ 1579 r. 7 BGB - ein nicht­
eheliches Zusammenleben - kann von zwei Frauen 
nichc erfülle werden; denn Rechcsfolgen hinsichdich 
einer eheähnlichen Gemeinschaft werden in der 
Rechcsordnung nur an eine Gemeinschafc von Mann 
und Frau geknüpft. Das Bundesverfassungsgerichc 
(FamRZ 1993, 164, 168) hat zum Begriff'eheähn­
lich' i.S.d. § 137 Abs. 2 a AVG folgendes ausgeführt: 
„Mic dem Begriff 'eheähnlich' hac der Geseczgeber 
ersichtlich an den Rechtsbegriff der Ehe angeknüpft, 
umer dem die Lebensgemeinschaft zwischen einem 
Mann und einer Frau zu verstehen isc (Zic.). Gemeint 
isc also eine Lebensgemeinschaft ,zwischen einem 
Mann und einer Frau, die auf Dauer angelegt isc, 
daneben keine weitere Lebensgemeinschaft gleicher 
Art zuläßt und sich durch innere Bindungen aus­
zeichnec, die ein gegenseitiges Einstehen der Parmer 
füreinander begründen, also über die Beziehungen in 
einer reinen Haushaies- und Wircschafrsgemein­
schafc hinausgehen." 

Nach alledem hält der enar es nichc für gerechr­
ferrigc, eine gleichgeschlechtliche Lebensgemein­
schaft zwischen zwei Frauen einer eheähnlichen Ge­
meinschaft im Rahmen des § 1579 Nr. 7 BGB 
gleichzuscellen. 

Die Klägerin brauche sich aus dem Zusammenle­
ben mir der Zeugin nach § 242 BGB auch keine 
Vorteile als Einkommen anrechnen zu lassen; denn 
sie erziele bereics Einkünfte aus einer Ganztagsrätig-
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keir. ur bei ichtausübung einer Ganztagstätigkeit 
de Unterhaltsberechtigten kann es nach§ 242 BGB 
geboten sein, ihm die Vorteile aus dem Zusammen­
leben mit einem Partner als Einkommen anzurech­
nen. Im übrigen erbringt die Klägerin der Zeugin 
keine Versorgungsleistungen. 

Micgeceilr von Dagmar Oberlies, Saarbrücken. 

Urteil 
AG Nürnberg, §§ 549 Abs. 2 S. 1, 
242 BGB 
Berechtigtes Interesse an der Aufnahme 
eines gleichgeschlechtlichen 
Lebensgefährten in die Wohnung 

Für ein berechtigtes Interesse an der Aufnahme des 
lebensgefahrten genügt jeder einleuchtende Grund ein­
schließlich höchst persönlicher Motive. Insbesondere ge­
nügt das Interesse des Mieters an der Begründung einer 
Lebensgemeinschaft, wobei das Interesse an einer gleich­
geschlechtlichen Lebensgemeinschaft in Anbetracht der 
gewandelten Moralvorstellungen nicht weniger 
schutzwürdig ist als das an einer nichtehelichen Lebens­
gemeinschaft zwischen Mann und Frau. 
Urteil des AG Nürnberg vom 30. ovember 1992 - 25 C 
7444/92 -

Aus den Gründen: 
Der Klägerin steht der auf§ 556 Abs. 1 BGB 

gestützte Räumungsanspruch nicht zu. 
Der Beklagte hat trotz Verweigerung der Zustim­

mung der Klägerin zur Aufnahme seines Lebensge­
fährten in die Wohnung diesen auf Dauer bei sich 
aufgenommen. 

Gleichwohl ist die Kündigung unwirksam, da der 
Beklagte einen Anspruch auf Erlaubniserceilung hat­
te und die Kündigung der Klägerin deshalb rechts­
mißbräuchlich (§ 242 BGB) ist: 

Gemäß§ 549 Abs. 2 . 1 BGB kann der Mieter 
vom Vermieter die Erlaubnis zur Gebrauchsüberlas­
sung eines Teils des Wohnraums an einen Dritten 
dann verlangen, wenn für den Mieter nach Abschluß 
des Mietvertrages ein berechtigtes Interesse entsteht. 
Dies gilt nur dann nicht, wenn in der Person des 
Dritten ein wichtiger Grund vorliege, der Wohn­
raum übermäßig belegt würde oder sonst dem Ver­
mieter die Überlassung nicht zugemutet werden 
kann. 

Ein berechtigtes Interesse des Beklagten an der 
Aufnahme seines Lebensgefährten, welches erst nach 
Abschluß des Mietvertrages entstanden ist, liegt vor. 
Dafür genügt jedes berechtigte Imeresse ein­
schließlich bloßer persönlicher Motive (vgl. Emme­
rich/Sonnenschein, Miere, 6. Aufl., Rdn. 11 zu§ 549 
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BGB). Insbesondere genügt das Interesse des Mieters 
an der Begründung einer Lebensgemeinschaft, wobei 
das Interesse an einer gleichgeschlechtlichen Lebens­
gemeinschaft in Anbetracht der gewandelten Moral­
vorsrellungen nicht weniger schutzwürdig ist als an 
einer nichcehelichen Lebensgemeinschaft zwischen 
Mann und Frau. 

Die Klägerin hat auch keinen achtenswerten 
Grund, welcher die Drittüberlassung unzumutbar 
machen würde. Auf die Moralvorsrellungen der Klä­
gerin bzw. deren Geschäftsführer kommt es nicht an 
(vgl. rernel a.a.O.). Das die Klägerin generell an 
Familien oder Einzelpersonen vermietet, jedoch 
nicht an Wohngemeinschaften, stellt selbstverständ­
lich eine nicht zu beanstandende, fi;.eie Entscheidung 
der Klägerin dar. Dadurch entfällt jedoch der An­
spruch gemäß § 549 Abs. 2 BGB nicht. Diese 
Grundeinstellung bzw. Grundüberzeugung der Klä­
gerin vermag die Unzumurbarkeir der Drittüberlas­
sung nicht zu begründen. Um den Anspruch des 
Mieters auf Aufnahme des Lebenspartners wegen 
Unzumurbarkeir zu verneinen, bedarf es schon sach­
licher, ohne weiteres nachvollziehbarer Gründe des 
Vermieters. Diese sind weder vorgetragen noch er­
sichtlich. Im übrigen handele es sich im Verhälrnis 
des Beklagten zu seinem Lebenspartner nicht um eine 
Wohngemeinschaft im eigentlichen Sinn, bei wel­
cher die Klägerin zu Recht eine ständige Fluktuation 
der Bewohner befürchten könnte, sondern um eine 
auf Dauer angelegte Lebensgemein chaft. 

Mirgeceilr von Dagmar Oberlies, Saarbrücken 
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